Auszug aus der Niederschrift
uber die 01. Sitzung der Bilirgerschaft am 26.01.2023

Zu TOP: 9.8

Flachenkorridor Solarparks

Einreicherin: Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN/DIE PARTEI
Vorlage: AN 0011/2023

Herr Suhr begriindet den vorliegenden Antrag. Flachenphotovoltaik kénnte effektiver genutzt
werden. Doch durch die Landesgesetzgebung werden die Umsetzungsmaoglichkeiten nach
Bundesgesetzgebung (EEG) gehindert.

Herr Dr.-Ing. Badrow berichtet, dass die Hansestadt Stralsund dieses Manko in den
entsprechenden Gremien bereits gerlgt hat. Er zeigt sich Uberrascht, dass seitens des
Landes eine Korrektur mit Verweis auf Regelungen im Gesamtkomplex abgelehnt wird.

Herr Dr. Zabel stellt fest, dass die bisherigen Bemiihungen nicht gefruchtet haben.
Vorbehaltlich der juristischen Prufung der Zulassigkeit stellt er nachfolgenden
Anderungsantrag:

Die Biirgerschaft der Hansestadt Stralsund beschliel3t:

Die Biirgerschaft der Hansestadt Stralsund beauftragt unter dem Vorbehalt der rechtlichen
Priifung der Umsetzbarkeit den Oberbiirgermeister damit, die Ministerprasidentin des
Landes Mecklenburg-Vorpommern, Frau Manuela Schwesig, schriftlich aufzufordern, sich
daftir einzusetzen, die regionalplanerische Begrenzung zum Bau von Fldchensolaranlagen
auf lediglich 110 Meter Breite entlang von Autobahnen oder Bahntrassen aufzuheben und
diesbeziiglich die Méglichkeiten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu nutzen.

Herr Suhr hat rechtliche Bedenken zur Zulassigkeit. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN/DIE PARTEI wiirde dem Anderungsantrag zustimmen.

Herr Haack spricht sich dafiir aus, den Anderungsantrag abzustimmen, unabhéngig von der
Einschatzung des Innenministeriums zur Verbandskompetenz der Stralsunder Burgerschaft.

Herr Dr. Zabel ist der Auffassung, dass der Anderungsantrag vorsichtig formuliert ist und
zulassig sein sollte. Sollte die rechtliche Zulassigkeit nicht bestatigt werden, kiindigt Herr Dr.
Zabel fur die Fraktion CDU/FDP an, zur nachsten Blrgerschaftssitzung den urspriinglichen
Antrag AN 0011/2023 zu unterstutzen.

Der Prasident stellt den Anderungsantrag zum Antrag AN 0011/2023 zur Abstimmung:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beauftragt unter dem Vorbehalt der rechtlichen
Prifung der Umsetzbarkeit den Oberblrgermeister damit, die Ministerprasidentin des
Landes Mecklenburg-Vorpommern, Frau Manuela Schwesig, schriftlich aufzufordern, sich
daflir einzusetzen, die regionalplanerische Begrenzung zum Bau von Flachensolaranlagen
auf lediglich 110 Meter Breite entlang von Autobahnen oder Bahntrassen aufzuheben und
diesbezuglich die Mdglichkeiten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu nutzen.



Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2023-VII-01-1048

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Steffen Behrendt
Stralsund, 16.02.2023



	FLD_sitext
	FLD_sidat
	SMC_BM_TOOST
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmung
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Beschlussnummer

